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merkungen über Photovoltaik, und 
die künftigen Modalitäten der Förde-
rung basieren auf einer bereits vor 
zehn Monaten vorgelegten Studie. 
Der Dialog bei der Ausarbeitung der 
Règlements hätte aber besser laufen 
können, meint Henri Kox, ebenfalls 
Präsident der EE-Interessenvertretung 
Eurosolar: „Die Minister haben sich 
unsere Forderungen und Berechnun-
gen angehört, aber ihre eigenen Re-
chenmodelle nicht offen gelegt.“

Kompromisse

Auf Regierungsseite sieht man das 
anders. Man verweist auf mehrere 
Seminare und Workshops, deren Er-
gebnisse aufgegriffen wurden. Hinzu 
kommt, dass die Gesetzestexte abge-
schlossen werden mussten, um sie 
beizeiten dem Staatsrat vorzulegen. 
So drängte der Mouvement écologi-
que zum Beispiel in einem Brief von 
November an die Minister auf Nach-
besserungen wie einen Güllebonus, 
setzte sich aber zugleich für eine 
schnelle Unsetzung ein: „Somit sind 
wohl keine fundamentaleren Abän-
derungen an den vorliegenden Regle-
mentsentwürfen mehr möglich.”

Ungenügend gefördert werden 
in den Augen des Mouvement unter 
anderem die kleinen Photovoltaikan-
lagen auf Privathäusern. Henri Kox 
bestätigt: „Zu den jetzigen Bedingun-
gen werden die Handwerker Schwie-
rigkeiten haben, Kleinanlagen an den 
Mann zu bringen.“ Immerhin besteht 
jetzt eine 15-jährige Garantie für die 
Einspeisevergütung, also für den er-
höhten Preis, zu dem die Cegedel den 
Anlagenbetreibern ihren Solarstrom 

abkauft. Besonders Wirtschaftsminis-
ter Krecké hatte sich in der Vergangen-
heit gegen lange Laufzeiten gesträubt 
– sein Einlenken ist ein klarer Erfolg 
für die EE-Lobby. 

Hauptkritikpunkt ist weder für 
die Grünen noch für den Mouvement 
die Höhe der Unterstützung. Proble-
matisiert werden vor allem die Mo-
dalitäten. Es sei „widersinnig, dass 
nunmehr die Gewichtung auf die 
Direktsubventionen gelegt wird und 
nicht auf die Produktion von Energie”, 
schreibt die NGO im oben erwähnten 
Brief. Befürchtet wird, dass angesichts 
der großzügigen Investitionszuschüs-
se von 30 oder gar 50 Prozent die 
Leute überdimensionierte Anlagen 
errichten. Ein höherer Einspeisetarif 
dagegen würde bewirken, dass knap-
per kalkuliert und die Anlage opti-
mal unterhalten und genutzt wird, so 
der Mouvement. Kox sieht darin die 
„Handschrift Kreckés“, der den Strom-
preis nicht belasten wolle.

In der Tat ist für die Investitions-
zuschüsse Lux zuständig, für die Ein-
speisetarife dagegen Krecké. Erstere 
werden aus dem Staatsbudget bestrit-
ten, letztere dagegen über einen Kom-
pensationsfonds finanziert. Der Fonds 
wiederum legt die zusätzlichen Kos-
ten für den eingespeisten Ökostrom 
auf sämtliche Stromverbraucher um, 
was derzeit für Haushaltskunden 0,7 
Cent pro Kilowattstunde ausmacht. 

Spatz oder Taube?

Die Règlements seien von den 
beiden Ministerien in enger Zusam-
menarbeit ausgearbeitet worden, un-
terstreicht Tom Eischen, der zustän-

dige Commissaire de gouvernement 
im Wirtschaftsministerium, gegen-
über der woxx. „Ein substanzieller 
Zuschuss ist für den, der investieren 
will, attraktiv. Dieses Geld hat er si-
cher, dagegen ist der Ertrag über 15 
Jahre hinweg mit gewissen Risiken 
verbunden.“ Man habe mit Hilfe aus-
ländischer Experten das Verhältnis 
zwischen Anschubfinanzierung und 
Einspeisetarif optimiert, so Eischen. 
Dabei habe man auch berücksichtigt, 
dass die Einspeisetarife durch die 
Stromverbraucher finanziert werden. 
Der Staat müsse, wenn er die erneuer-
baren Energien fördern wolle, seinen 
Teil in Form der Investitionszuschüsse 
leisten. 

Keine Riesenpizza

Henri Kox will das Argument 
der Kosten der EE-Einspeisung nicht 
gelten lassen. Zum einen diene der 
Kompensationsfonds zu drei Vierteln 
dazu, die Einspeisetarife für industri-
elle Kogeneration abzudecken - eine 
durchaus sinnvolle Form der Strom-
erzeugung, die aber auf Öl oder Gas 
zurückgreift. Zum anderen koste der 
Fonds, so rechnet Kox vor, „jährlich 
eine Pizza pro Nase“. Die könne sich 
ja wohl jeder leisten.

Was den Haushaltskunden zuzu-
muten ist, könnte aber für gewerbli-
che Kunden empfindlich teuer wer-
den. Großabnehmer Arcelor-Mittal 
zum Beispiel müsste sich jährlich 
eine Pizza mit einer Fläche von schät-
zungsweise 50 Ar leisten. Deshalb 
wurden die Beiträge zum Fonds ge-
staffelt: Ab einem Jahresverbrauch 
von 25 Megawattstunden zahlt man 

nur 0,27 Cent pro Kilowattstunde, un-
ter gewissen Bedingungen sogar nur 
noch 0,075 Cent. Die sich daraus er-
gebende reale Belastung von Firmen 
wie Arcelor-Mittal bezeichnet Kox 
als „homöopathisch“. Insofern seien 
die höheren Einspeisetarife, die er 
fordert, finanztechnisch unproblema-
tisch. „Wenn man parallel dazu die 
Investitionshilfen senkt, kann man 
das gesparte Geld zur Entlastung der 
gewerblichen Kunden nutzen“, so der 
Abgeordnete. Angesichts des vorge-
sehenen Förderschemas bezweifle er 
dagegen, dass Luxemburg 2010 die 
5,7-Prozent-Marke erreiche.

Das Ziel, in zwei Jahren diesen 
Anteil am nationalen Stromverbrauch 
aus EE-Quellen zu erzeugen, geht auf 
eine EU-Direktive aus dem Jahr 2001 
zurück. „Ob wir auf 5,7 kommen, 
hängt nicht nur von den Fördermaß-
nahmen ab.“ Tom Eischen verweist 
auf viele andere Faktoren, von Lie-
ferschwierigkeiten bei Solarpanelen 
über Einsprüche gegen Windparks 
bis hin zur Psychologie des Marktes. 
Außerdem handle es sich um einen 
bestimmten Prozentsatz des Gesamt-
konsums. Der aber könne je nach 
Wirtschaftslage stark schwanken, 
denn gut die Hälfte des Stroms wird 
von der Industrie verbraucht. Der Con-
seiller de gouvernement unterstreicht, 
dass die Vorgabe der Direktive nicht 
bindend ist - Luxemburg hat also 
keine Konsequenzen zu befürchten, 
wenn das Ziel verfehlt wird. Eischen 
versichert aber: „Wir haben den wirt-
schaftlichen Rahmen so gesetzt, dass 
das Ziel erreicht werden kann.“

Der Bau von Windmühlen und der 

Rapsanbau zwecks Gewinnung von 

Biomasse sollen in den kommenden 

Jahren helfen, mehr Strom aus 

erneuerbaren Quellen zu gewinnen.
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